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„Ab dem 1. Januar 2010 gelten
infolge der Umsetzung der EU-
Mehrwertsteuersystem-Richtli-
nie geänderte Regelungen für
die Bestimmung des umsatz-
steuerlichen Orts einer sonsti-
gen Leistung“, sagt Diplom-
Kauffrau Kerstin Winkler,
Steuerberaterin bei der Regens-
burger Steuerberatungsgesell-
schaft SH+C Wagner Bumes
Winkler GmbH. Die Neurege-
lung betrifft sowohl vom Un-
ternehmen selbst erbrachte
Leistungenwie auch empfange-
ne Dienstleistungen mit Aus-
landsbezug.
Da sich der Anfall von in- oder
ausländischer Umsatzsteuer
nach dem Leistungsort be-
stimmt, ist dessen zutreffende
Festlegung für Unternehmen
von entscheidender Bedeutung.

Beratertipp der Steu-
erkanzlei SH+CWag-
ner BumesWinkler

GmbH: Umsatzsteuer-
liche Änderungen ab

2010 beachten

Mehrwertsteuerpaket: Neuer Ort der
sonstigen Leistungen

Darüber hinaus muss ermittelt
werden, ob der Empfänger der
ausgeführten Leistung ein um-
satzsteuerlicher Unternehmer
oder ein Nichtunternehmer ist.
Darauf basierend gibt es die fol-
gendenMöglichkeiten, wie sich
der Ort der sonstigen Leistung
ab dem Jahr 2010 bestimmt:
ä Eine Sonderregelung kommt
zur Anwendung (z. B. für Leis-
tungen im Zusammenhang mit
einemGrundstück).
ä Wird die sonstige Leistung
an einenUnternehmermit Um-
satzsteuer-Identifikations-
Nummer ausgeführt, bestimmt
sich der Ort danach, wo der
Leistungsempfänger sein Un-
ternehmen betreibt (§ 3a Abs. 2
UStG).
ä Wird die sonstige Leistung
an einen Nichtunternehmer
oder einen Unternehmer ohne
Umsatzsteuer-Identifikations-
Nummer ausgeführt, bestimmt
sich der Ort danach, wo der leis-
tende Unternehmer sein Unter-
nehmen betreibt (§ 3a Abs. 1
UStG).
Ab dem 1. Januar 2010 müssen

sonstige Leistungen mit Aus-
landsbezug auch in die Zusam-
menfassende Meldung (ZM)

aufgenommen werden, in der
bisher nur innergemeinschaft-
liche Lieferungen gemeldet

werden müssen. Hierzu ist es
weiter erforderlich, dass auf
Rechnungen für sonstige Leis-
tungen künftig sowohl die Um-
satzsteuer-Identifikations-
Nummer des leistenden Unter-
nehmens wie auch die Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer
des Leistungsempfängers aufge-
führt werdenmuss.
Nach wie vor kommt das EU-
Reverse-Charge-Verfahren zum
Tragen, wenn ein ausländischer
Unternehmer eine sonstige
Leistung an einen deutschen
Unternehmer in Deutschland
oder ein deutscher Unterneh-
mer eine sonstige Leistung an
einen Unternehmer in einem
anderen EU-Staat erbringt.
Dann schuldet jeweils der Leis-
tungsempfänger die Umsatz-
steuer für die erbrachte sonsti-
ge Leistung und hat die Ab-
wicklung gegenüber den natio-
nalen Finanzbehörden zu über-
nehmen. Neu ist allerdings,
dass die Anwendung des EU-Re-
verse-Charge-Verfahrens durch
den Leistungsempfänger nun-
mehr EU-weit durch das Melde-
verfahren im Rahmen der Zu-

sammenfassendenMeldung ab-
geglichenwird.
„Unternehmer müssen sich auf
die geänderte Ortsbestimmung
einstellen, da sie im Falle einer
falschen Ortsbestimmung ge-
zahlte Umsatzsteuer schlimms-
tenfalls doppelt schulden kön-
nen“, erläutert Steuerberaterin
Winkler. Erbringt beispielswei-
se ein ausländischer Unterneh-
mer eine sonstige Leistung an
einen deutschen Unternehmer
und weist in der Rechnung -
entgegen der neuen Ortsbe-
stimmung - unzutreffend deut-
sche Umsatzsteuer aus, ist
trotzdem durch den deutschen
Leistungsempfänger das EU-Re-
verse-Charge-Verfahren anzu-
wenden und durch ihn die um-
satzsteuerliche Abwicklung
vorzunehmen. Zahlt er damit
die unzutreffend ausgewiesene
Umsatzsteuer an den ausländi-
schen Unternehmer, schuldet
er diese nochmals gegenüber
den deutschen Behörden.
(Quelle: SH+C Wagner Bumes
Winkler GmbH, Steuerbera-
tungsgesellschaft, Regensburg,
www.shc.de)

Diplom-Kauffrau Kerstin Winkler, Steuerberaterin bei der Regensburger
Steuerberatungsgesellschaft SH+C Wagner Bumes Winkler GmbH.
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TIPPS VON EXPERTEN

Laut einer Umfrage des Münch-
ner Ifo-Instituts klagen aktuell
54,5 Prozent der großen deut-
schen Konzerne über die rest-
riktive Haltung der Banken bei
der Kreditvergabe. „Dies ist der
schlechteste Wert seit Beginn
der Befragungen im Sommer
2003“, urteilt Ifo-Chef Hans-
Werner Sinn. Auch für Mittel-
ständler, bei denen es generell
etwas besser aussieht, und gera-
de für die kleinen Unterneh-
men sei es noch immer äußerst
schwierig, sich durch Kredite
frisches Geld zu beschaffen, so
die Studie.
Und das, obwohl Unterneh-
men, Wirtschaftsverbände, No-
tenbanker, Analysten und so-
gar Politiker seit Monaten vor
einer Kreditklemme warnen,
da eine solche das zarte Pflänz-
chen Konjunkturaufschwung
zu ersticken droht. Eine akute
Kreditklemme gebe es zwar
nicht, dennoch haben die Ban-
ken die Anforderungen zur
Kreditvergabe zuletzt deutlich
erhöht, was auch die Bundes-
bank einräumenmuss.
Nutzen Sie das Know-How
Ihrer Finanzexperten:
Lassen Sie sich gut beraten!
Nehmen Sie gerade jetzt Ihre
Steuer- und Finanzberater in
die Pflicht! Lassen Sie sich auf-
zeigen, welche Unterlagen Sie
benötigen, um bei der Kredit-
vergabe positiv zu überzeugen!
Auch wenn Sie derzeit keinen
Kredit benötigen, sollten Sie
sich rechtzeitig mit dieser The-
matik auseinandersetzen. Denn
die vollständige und korrekte
Auf- und Erstellung von Pla-
nungen und detaillierten Be-
schreibungen zu Ihrem Unter-

Die Anforderungen der
Banken bei der Kredit-
vergabe steigen. Berei-
ten Sie sich jetzt per-
fekt vor, damit Sie
auch morgen noch

„flüssig“ sind.

Sichern Sie sich jetzt Ihre Liquidität für morgen!

nehmen kann sich über mehre-
re Wochen und sogar Monate
hinziehen. Dadurch würde bei
einem kurzfristigen Liquidi-
tätsengpass, der durch einen
ebenso kurzfristig gewährten
Kredit überbrückt werden
muss, der nötige Spielraum für
die Vorbereitung und Zusam-
menstellung der notwendigen
Unterlagen fehlen.
Um Ihnen die Arbeit ein wenig
zu erleichtern, zeigen wir hier
schon einmal auf, welche Do-
kumente und Unterlagen heute
häufig für einen erfolgreichen
Kreditantrag unerlässlich sind.

Eine ausführliche Aufstellung
der wichtigsten Kreditantrags-
unterlagen finden Sie auf unse-
rer Homepage www.penka-
stb.de.
Sollten Sie weitere Fragen zum
Thema „Steigende Anforderun-
gen der Banken bei Kreditan-

trag“ haben oder Hilfe bei der
Zusammenstellung der Doku-
mente benötigen, rufen Sie uns
einfach an. Wir nehmen uns
gerne Zeit für Ihre Belange und
Fragen.

Autor: Stefan Penka
Steuerberater Fb IStR

Steuerberater Stefan Penka.

1. Beschreibung des konkreten Grundes zur Kreditbeantragung
(ggf. mit erläuternden Unterlagen, z. B. Investitions- und Rentabili-
tätsrechnungen)
2. Operative Unternehmensplanung - Mittelfristig (2 Jahre) - in
Form von Umsatz-, Kosten-, Gewinn-, Liquiditäts- und Investitions-
planungen, Auftragslage, Auftragsbestand
3. Strategiepapier, mit Aussagen zum Status Quo des Unterneh-
mens undmit den erklärten Unternehmenszielen der nächsten 3-5
Jahre.
4. Hervorhebung der eigenen besonderen Stärken und Darstellung
der Risiken, inkl. Aufzeigen von Maßnahmen zur Behebung der Risi-
ken
5. Personalsituation des Unternehmens (z. B. Führungskräfte und
Mitarbeiter in Schlüsselfunktionen, Qualifikationsnachweise)
6. Interne Organisationsdarstellung (z. B. Organigramm, Beschrei-
bung von Rechnungswesen, EDV, Controlling, Kostenrechnung und
Kalkulation)
7. Nachfolge und Notfallregelung wenn der oder die Geschäftsfüh-
rer ausfallen sollten
8. Eigentumsverhältnisse des oder der Firmeninhaber, sowie ggf.
eine Beteiligungsübersicht
9. Zusammenfassung von Versicherungen und Verträgen

DIESE DOKUMENTE SOLLTEN SIE FÜR DIE KREDITVERGABE
VORBEREITEN
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